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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Debatte um eine Erhöhung der Anzahl Bundesräte nahm – trotz Ablehnung einiger
Vorstösse in den Vorjahren – auch 2014 nicht ab. Die SPK-SR begrüsste die im Vorjahr
eingereichte parlamentarische Initiative ihrer Schwesterkommission, mit der neun
Mitglieder in der Exekutive gefordert werden. Ziel des Vorstosses war vor allem die
angemessenere Vertretung der Sprachregionen in der Landesregierung. Insbesondere
die italienisch sprechende Schweiz müsse adäquater repräsentiert werden. Die SPK-SR,
die mit 6 zu 3 Stimmen grünes Licht gab für die Ausarbeitung eines Entwurfes, erhoffte
sich auch positive Auswirkungen auf die Regierungspolitik, da die Last auf mehrere
Schultern verteilt werden könne. In der Tat wurde die erste Forderung, den Kreis der
Regierung zu erweitern, schon 1900 in Form einer Volksinitiative eingereicht, stiess
aber seither mehrmals auf erfolgreichen Widerstand. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.01.2014
MARC BÜHLMANN

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjähriger Behandlungszeit
2013 endgültig gescheitert war und dabei auch Vorschläge zur Erhöhung der Anzahl
Bundesräte abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstützte parlamentarische Initiative. Begründet wird die Idee
insbesondere mit der ungenügenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium – eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstätigkeit auf zusätzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
höherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung führen
könne. Wie gering die Unterstützung für diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von März bis Juli 2015 durchgeführte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, fünf begrüssen sie und zwei äussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
Reformidee aus, während sie von SP, GP und BDP begrüsst wird. Während auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Repräsentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen würde, wiesen
die Befürworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung führe, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschäftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhöhung der Anzahl
Bundesräte fordert, wird wohl 2016 in Angriff genommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Anfang Februar legte die SPK-NR einen Entwurf mit zwei Verfassungsänderungen vor.
Erstens sollte der Bundesrat von sieben auf neun Mitglieder aufgestockt werden.
Zweitens soll genauer ausgeführt werden, wie die verschiedenen Landesgegenden und
Sprachregionen kohärenter in der Regierung vertreten sein sollen (Artikel 175 Absatz 4
BV). Die personelle Aufstockung der Regierungsbehörde solle insbesondere zu einer
besseren Vertretung der Sprachregionen führen. Darüber hinaus könne damit auch die
seit dem 19. Jahrhundert bunter gewordene, parteipolitische Vielfalt adäquater
repräsentiert werden. Schliesslich würde eine Aufstockung auch eine Entlastung
bedeuten, weil die gewachsenen Regierungsaufgaben und die durch internationale
Verflechtung komplexer gewordenen Anforderungen an die Regierungsmitglieder auf
mehr Schultern verteilt werden könnten. Artikel 175, Absatz 4 soll sprachlich
vereinheitlicht werden. Während die deutsche Fassung von Rücksichtnahme auf die
Sprachregionen bei der Besetzung des Bundesrates spricht, sind die französisch- und
italienischsprachigen Fassungen stärker als Muss-Form formuliert. Auch wenn dieser
Artikel vorwiegend deklaratorischen Charakter und eher symbolische Wirkung habe,
müsse er in allen Sprachen das Gleiche bedeuten. Er soll an die lateinischen Fassungen
angepasst werden. 
Der Bundesrat nahm Ende April Stellung zum Entwurf. Er hob die Bedeutung der
sprachlichen Repräsentation hervor und begrüsste die geplante Anpassung der
sprachlichen Fassung von Artikel 175, Absatz 4, verwahrte sich aber gegen eine
personelle Aufstockung. Eine adäquate Vertretung der Sprachregionen liege in der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.04.2016
MARC BÜHLMANN
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Verantwortung der Vereinigten Bundesversammlung und müsse nicht durch eine
strukturelle Reform gesichert werden. Die sprachliche Diversität sei zudem, über die
Jahre betrachtet, durchaus gegeben. Des Weiteren würden mehr Mitglieder das
Kollegialprinzip erschweren und einen administrativen Mehraufwand nach sich ziehen.
Ein Blick auf die Geschichte zeige, dass eine Erhöhung der Anzahl Bundesräte bis dato
nicht mehrheitsfähig sei: 1900 und 1942 scheiterten Volksinitiativen mit diesem
Vorschlag und die Idee hatte auch im Rahmen der 2001 lancierten Staatsleitungsreform
Schiffbruch erlitten. Erst 2013 waren zwei entsprechende Standesinitiativen aus dem
Kanton Tessin im Parlament gescheitert. 3

Auch der neuerliche Versuch einer Aufstockung des Bundesrates nahm letztlich ein
abruptes Ende. Nach einer längeren Debatte entschied sich der Nationalrat für
Nichteintreten und versenkte damit das Anliegen, mit welchem vor allem auch eine
bessere Vertretung der Sprachregionen angestrebt werden sollte. Eben diese
sprachliche Repräsentation war Gegenstand der meisten Voten, die für ein Eintreten
plädierten. Marco Romano (cvp, TI) wies etwa darauf hin, dass nach dem Rücktritt von
Flavio Cotti, am 30. April 1999, die italienische Amtssprache seit fast einer Generation
nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Diesem gewichtigen Argument standen
freilich zahlreiche Gegenpositionen gegenüber: Die effizientere Funktion der
Kollegialbehörde mit sieben statt neun Mitgliedern; die Angst vor einem Staatsausbau,
der mit hohen Mehrkosten verbunden wäre; die ablehnende Haltung der meisten
Parteien und Kantone, welche in der Vernehmlassung zum Entwurf immer deutlicher
werde und insbesondere die ablehnende Haltung der aktuellen Regierungsmitglieder
selber wogen letztlich schwerer. Auch der von den Grünen eingebrachte Aspekt, dass
mit einer grösseren Zahl der Exekutivmitglieder zugleich die Vertretung von Frauen
adäquater würde, verfing nicht. Eine relativ knappe Mehrheit von 97 zu 88 Stimmen
(keine Enthaltung) folgte diesbezüglich wohl auch dem Einwurf von Bundesrätin
Sommaruga, dass adäquate Repräsentation letztlich vom Willen der Wahlgremien
abhängig sei und nicht institutionell abgesichert werden müsse. Gegen Eintreten waren
die fast geschlossene SVP-Fraktion – einzig die beiden Tessiner Lega-Mitglieder
Roberta Pantani und Lorenzo Quadri sprachen sich für Eintreten aus –, ein Grossteil
der FDP-Fraktion (22 von 27 Stimmen) und die Hälfte der CVP-Fraktion. Die Stimmen
der geschlossenen Fraktionen der GP, der SP, der GLP und der BDP reichten also nicht,
um das Geschäft überhaupt zu beraten. Die Forderung nach einer Aufstockung des
Bundesrates wird damit wohl wieder eine Weile von der Bildfläche verschwinden –
nicht aber die Diskussionen um die adäquate Vertretung von Minderheiten in der
Exekutive. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2016
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle

ANDERES
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 5

Die Beratungen der politischen Agenda des Bundesrats sind immer wieder ein
umstrittener Diskussionspunkt in den Räten. Dies zeigte sich auch bei der Beratung der
Legislaturplanung 2019–2023 während der Sommersession im Ständerat. Die
neuerliche Diskussion, ob die Legislaturplanung vom Parlament lediglich zur Kenntnis
genommen oder detailliert beraten und als einfacher, nicht bindender
Bundesbeschluss verabschiedet werden soll wie dies seit 2004 vorgesehen ist, wurde
zusätzlich durch die Corona-Krise angeheizt. Die ausserordentliche Situation zeige – so
etwa Damian Müller (fdp, LU) –, dass es richtig sei, wenn die Legislaturplanung zu einem
nicht bindenden Beschluss führe, weil der Bundesrat nur so auf unvorhergesehene
Ereignisse reagieren könne. Das bedeute aber eben auch, dass es keine langen
Beratungen und keine Legislaturplanungskommission brauche, weil dies letztlich viel zu
viel unnötige Zeit und Kosten in Anspruch nehme. Man habe bessere Instrumente, um
ganz spezifisch einzelne Massnahmen mitzusteuern, die man dann aber im konkreten
Moment anwenden solle. Eine einfache Kenntnisnahme der Legislaturplanungsbotschaft
reiche vollends. Dies habe er auch in einer parlamentarischen Initiative so angeregt, für
dessen Unterstützung der Luzerner Freisinnige denn in seinem Votum auch schon
vorsorglich warb. Heidi Z'graggen (cvp, UR) erwiderte, dass der Weg des Bundesrats, auf
den das Land gesteuert werden solle, ein genaues Hinschauen verdiene und nicht
einfach durchgewinkt werden sollte. Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) führte die
Pandemie an, wies aber darauf hin, dass es wegen unvorhergesehener Ereignisse
wichtig sei, die Legislaturplanung auch als Legislative anpassen zu können. Thomas
Minder (parteilos, SH) wiederum reihte sich zu den Kritikern des aktuellen Vorgehens
ein und wies darauf hin, dass zahlreiche Massnahmen im Bericht nach der Corona-Krise
Makulatur geworden seien. Er warf dem Bundesrat und der
Legislaturplanungskommission deswegen «Unflexibilität» vor. Man müsse neu planen
und eine angepasste Vision präsentieren. «Die Sitzung heute Nachmittag ist für mich
ein verlorener Tag», schloss der Schaffhauser Ständerat. Auch Olivier Français (fdp, VD)
monierte, man habe für die Beratung des Papiers viel zu viel Zeit einberaumt. In der
Folge äusserte sich Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga zu Wort und gab zu
bedenken, dass ein ans Parlament überwiesener Bundesbeschluss nicht einfach so
zurückgenommen werden könne. Man habe aber durchaus Flexibilität bewiesen, indem
eben der Bericht auch zusammen mit der Legislaturplanungskommission noch einmal
überarbeitet worden sei, was sich ja auch in verschiedenen, nachträglich zu
debattierenden Änderungsanträgen niedergeschlagen habe. Das Parlament müsse die
Möglichkeit haben, die Planung der Regierung zu überprüfen, so die Magistratin.
Nach diesem Vorgeplänkel – eine Eintretensdebatte gab es nicht, weil Eintreten für die
Legislaturplanung obligatorisch ist – wurden in der kleinen Kammer also besagte
Änderungen diskutiert. Covid-19 spielte dabei freilich nur noch eine marginale Rolle,
indem Artikel 1 mit einem Passus ergänzt wurde, dass sich die Politik des Bundes nach
den drei Leitlinien zu richten und dabei auch die Lehren aus der Covid-19-Pandemie zu
ziehen habe. Zusätzlich wurde als Massnahme eine Vernehmlassung zu einer Revision
des Epidemiengesetzes angenommen. Der erste Änderungsantrag betraf zudem die
dritte Leitlinie, die nicht nur den Schutz des Klimas, sondern zusätzlich auch den
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen anstreben soll. Der Rat folgte mit 28 zu 13
Stimmen diesem Vorschlag und lehnte damit einen Minderheitsantrag Sommaruga ab,
der auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 in der dritten Leitlinie verankern
wollte. Die von Carlo Sommaruga angeführten Minderheitsvorschläge für einen
verstärkten Einbezug von Nachhaltigkeitszielen blitzten auch in der Folge samt und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2020
MARC BÜHLMANN
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sonders ab. Eine Mehrheit fand aber eine von der Legislaturplanungskommission
vorgeschlagene sprachliche Änderung einer Massnahme zur Erreichung des 2. Ziels von
Leitlinie 1 (effiziente und digitale Erbringung staatlicher Leistungen). Statt die
Bundesaufgaben «kontinuierlich» zu überprüfen, sollen sie «regelmässig» überprüft
werden. Neu eingeführt wurden zudem verschiedene zusätzliche Massnahmen in
verschiedenen Zielen: die Stärkung des Wirtschaftsstandorts, eine Strategie zur
Umsetzung einer digitalen Gouvernanz, die Gewährleistung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und dem UK, die Erarbeitung einer Strategie für
Barrierefreiheit, die Gewährleistung einer optimalen IKT-Infrastruktur in allen Regionen
der Schweiz, einen Bericht über die Rahmenbedingungen für eine Landesausstellung,
die Erneuerung der Mittel zum Schutz der Bevölkerung «gegen Bedrohungen aus der
dritten Dimension» (gemeint ist die Luftabwehr), einen Aktionsplan «Biodiversität»
sowie eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Lange diskutiert
wurde im Rat über Bildungsthemen. Auf taube Ohren stiess dabei die Minderheit
Chiesa (svp, TI) für eine Strategie zur Initiierung globaler Bildungsprogramme. Heidi
Z'graggen forderte vergeblich die Streichung einer von der Kommission eingeführten
Botschaft zur politischen Bildung der jungen Generation und gab zu bedenken, dass die
Bildung Sache der Kantone bleiben müsse. Angenommen wurde hingegen eine
Minderheit Juillard (cvp, JU), die als Massnahme einen Aktionsplan für die Förderung
der Mehrsprachigkeit und den Unterricht in Heimatlicher Sprache unter Einbezug der
Kantone forderte. Keine Chance hatten die Anträge von rechts, mit welchen die
Massnahmen für die geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU gestrichen oder
wenigstens abgeschwächt hätten werden sollen. Eine Gesamtabstimmung war für diese
Art Geschäft nicht vorgesehen. Die derart ergänzte Legislaturplanung ging nun an den
Nationalrat. 6

Bundesverwaltung - Organisation

Eine Studie, die im Rahmen des Nationalen Forschungsprogrammes „Sprachenvielfalt
und Sprachenkompetenz in der Schweiz“ erstellt wurde, zeigte auf, dass die deutsche
Sprache in der Bundesverwaltung überproportional häufig verwendet, Italienisch als
Amtssprache hingegen praktisch vernachlässigt werde. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.01.2010
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat verabschiedete Anfang Juni eine Verordnung, in der Sollwerte für die
angemessene Vertretung der Landessprachen festgelegt werden. Zwar seien die
Sprachregionen in der gesamten Verwaltung proportional vertreten, dies gelte aber
nicht für Kaderpositionen, in denen Deutschschweizer 80% des Stellentotals halten. Die
Verordnung, die am 1. Juli in Kraft trat, setzt das Sprachengesetz um. Es handle sich hier
aber nicht um gesetzliche Quoten und es würden auch keine Fristen gesetzt, innerhalb
derer die Sollwerte erreicht werden müssten, betonte Bundesrat Burkhalter. Eine
Aufstockung der Mittel für Sprachförderung, mehr Übersetzerstellen, die
Gleichbehandlung der italienischen Sprache bei Publikationen und die Forderung, dass
Kader über aktive Kenntnisse einer zweiten und passiv einer dritten Landessprache
verfügen müssen, sind die wichtigsten Mittel, mit denen die Ziele erreicht werden
sollen. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.06.2010
MARC BÜHLMANN

Um dem Anliegen der proportionalen Vertretung der Sprachregionen in der
Bundesverwaltung Nachdruck zu verleihen, nahmen National- und Ständerat eine
Motion de Buman (cvp, FR) an, welche die Dreisprachigkeit von Kadermitgliedern der
Bundesverwaltung fordert. Die Motion verlangt, dass Kadermitglieder neben ihrer
Muttersprache eine zweite Amtssprache beherrschen und eine dritte mindestens
verstehen. Bei Anstellungen soll die Dreisprachigkeit zur Bedingung gemacht werden.
Beide Kammern nahmen darüber hinaus eine Motion Lombardi (cvp, TI) an (09.4331), die
eine Ombudsperson verlangt, welche für die Förderung der italienischen Sprache und
eine adäquate Vertretung italienischsprachiger Beamter in der Verwaltung zuständig
sein soll. Der Bundesrat unterstützte die Motion und erweiterte sie dahingehend, dass
nicht nur die italienische, sondern auch die französische Sprache darunter fallen solle.
Auch die Anregung von Ständerat Maissen (cvp, GR), die rätoromanische Sprache
aufzunehmen, wurde entgegengenommen. Per 1. Juli 2010 wurde bereits ein
Ombudsmann eingestellt, dessen Aufgaben aber noch präzisiert werden müssen. 9

MOTION
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Am letzten Sitzungstag der Frühjahrssession 2021 lehnte der Nationalrat die Motion von
Michel Matter (glp, GE) ab, der Massnahmen für eine mehrsprachige Bundesverwaltung
gefordert hatte. Der Forderungskatalog des Genfers, der neben einer schweizweiten
Kampagne, die den Bund als mehrsprachigen Arbeitgeber anpreisen sollte, auch mehr
Rücksichtnahme bei Bewerbungen auf sprachliche Minderheiten, obligatorische
Sprachtests und Sprachkurse für Verwaltungsangestellte sowie eine angemessene
Vertretung aller Landessprachen in den Führungsetagen der Bundesämter umfasste,
war in der Stellungnahme des Bundesrats Mitte Februar nachgerade zerpflückt worden.
Die Bundesverwaltung sei in verschiedenen Kommunikationskanälen als «multilinguale
Arbeitgeberin» präsent; alle Stelleninserate würden in den drei Amtssprachen
publiziert und eine «diskriminierungsfreie Rekrutierung» sei sichergestellt. Würden für
bestimmte Stellen Sprachkompetenzen verlangt, so würden diese mit Sprachtests
überprüft. Seit 2018 würden Sprachkompetenzen in der gesamten Verwaltung
regelmässig evaluiert und Massnahmen ergriffen, wenn die Anforderungen nicht erfüllt
würden. Schliesslich müsse die möglichst proportionale Berücksichtigung aller
Sprachen in den Kaderfunktionen auf der Basis der Sprachenverordnung eingehalten
werden. Der Bundesrat erachte die Motion deshalb als bereits erfüllt. Die grosse
Kammer schien hier mit der Regierung einer Meinung zu sein und lehnte die Motion
diskussionslos ab. 10

MOTION
DATUM: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Die sprachliche Zusammensetzung des Personals der allgemeinen Bundesverwaltung
hat sich in den letzten Jahren der Verteilung der Sprachgruppen unter den Schweizer
Bürgern angepasst: die Deutschsprachigen waren im Dezember 1993 bei einem
Bevölkerungsanteil von 73,4% mit einer Quote von 74,4% nur noch geringfügig
übervertreten. Diese Entwicklung ist zu einem guten Teil gezielten Massnahmen bei der
Rekrutierung zu verdanken. Der Nationalrat überwies eine Motion Comby (fdp, VS),
welche verlangt, dass die entsprechenden Weisungen präzisiert und verbindlich erklärt
werden, um den Anteil der Nichtdeutschsprachigen weiter zu verbessern. 11

MOTION
DATUM: 17.12.1993
HANS HIRTER

Der Bundesrat erliess am 19. Februar eine Weisung zur Förderung der
Mehrsprachigkeit in der allgemeinen Bundesverwaltung. Er hielt darin unter anderem
fest, dass die angemessene Vertretung der Sprachgruppen nicht nur gesamthaft,
sondern auch auf jeder Funktionsstufe und in den Leitungen der Bundesämter sowie,
soweit möglich, hinunter bis auf Sektionsebene gewährleistet sein soll. Dabei sei eine
Übervertretung der Angehörigen der lateinischen Sprachgemeinschaften im Verhältnis
zur Bevölkerungszahl in Kauf zu nehmen. Für Comby (fdp, VS) waren diese Weisungen
allerdings noch zu wenig verbindlich formuliert. Die Diskussion über seine Interpellation
[97.3346] wurde auf später verschoben. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.02.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine Motion Cavadini (fdp, TI) für Massnahmen zugunsten
einer zahlenmässig besseren Vertretung von Italienischsprachigen in der
Bundesverwaltung in Postulatsform. Der Motionär hatte insbesondere deren
zunehmend unterproportionalen Anteil in den obersten Lohnklassen kritisiert. Dieser
Sachverhalt wurde übrigens auch von Bundesrat Villiger anlässlich der Beratung des
Geschäftsberichts 1997 bestätigt; die Nutzniesser dieser Untervertretung sind aber
nicht etwa die Deutschschweizer, sondern die Französischsprachigen. 13

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Ende November trat der Delegierte für Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung,
Vasco Dumartheray, zurück. Der Delegierte soll gemäss Sprachenverordnung die
italienische und französische Sprache in der Verwaltung fördern und die
Verwaltungseinheiten bei der Personalrekrutierung unterstützen. Aufgrund der Motion
„Förderung der Mehrsprachigkeit“ (12.3009) und auf der Basis der im Berichtsjahr erst
vom Nationalrat angenommenen Motion Maire (sp, NE) (12.3828) bestimmte neu der
Bundesrat den Delegierten, der zudem nicht mehr beim Eidgenössischen Personalamt,
sondern beim EFD angesiedelt werden soll. Ein Nachfolger von Dumartheray wurde 2012
noch nicht bestimmt. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Mit der Revision des Bundespersonalgesetzes wollte der Bundesrat die Attraktivität der
Bundesverwaltung als Arbeitgeberin steigern und das Personalrecht dem für die
Privatwirtschaft geltenden Obligationenrecht weiter annähern. Ziele der Änderung des
seit 2002 geltenden Rahmengesetzes waren unter anderem eine grössere Flexibilität
bei der Auflösung von Arbeitsverhältnissen und bessere Regelungen der Unterstützung
bei unverschuldeter Kündigung. Der Ständerat brachte als Erstrat neben ein paar
sprachlichen Detailkorrekturen einen zusätzlichen Passus ein, mit dem geeignete
Massnahmen zur Sicherstellung einer adäquaten Vertretung der Landessprachen in der
Verwaltung sowie zur Förderung der Sprachkenntnisse einer zweiten Amtssprache und
passiver Kenntnisse einer dritten Amtssprache bei den höheren Kadern gefordert
werden. Darüber hinaus präzisierte die kleine Kammer den Übergang von befristeten zu
unbefristeten Anstellungsverhältnissen, setzte der Kündigungsfrist eine maximale
Obergrenze von sechs Monaten und legte die maximale Entschädigung bei einer
Auflösung des Arbeitsverhältnisses zwischen einem Monats- und einem Jahreslohn fest.
Die Vorschläge von Thomas Minder (parteilos, SH) Abgangsentschädigungen als
grundsätzlich unzulässig zu erklären und die Kündigungsfristen statt auf Verordnungs-
auf Gesetzesstufe zu regeln, blieben chancenlos. Im Nationalrat scheiterte ein gleich
begründeter Antrag der SVP-Fraktion auf Nichteintreten. Auch die SVP plädierte
erfolglos für konkrete gesetzliche Bestimmungen für Kündigungsfristen, Arbeitszeiten
und Ferien. Auch in der grossen Kammer waren die Abgangsentschädigungen ein
Diskussionsthema. Aber auch hier hatte der SVP-Vorschlag, grundsätzlich auf
Abgangsentschädigungen zu verzichten, keine Chance. Der Nationalrat schuf einige
Differenzen zum Ständerat, die allerdings lediglich sprachliche Präzisierungen waren
und von der kleinen Kammer in der zweiten Lesung alle gutgeheissen wurden.
Ausnahme bildete einzig eine Präzisierung der Abgangsentschädigung bei Kündigungen
ohne eigenes Verschulden, auf die der Ständerat verzichten wollte. Der Nationalrat
folgte diesem Wunsch und hiess das revidierte Bundespersonalgesetz bei der
Schlussabstimmung in der Wintersession mit 177 zu 12 Stimmen zu. Der Ständerat
sprach sich einstimmig (40 Stimmen) bei zwei Enthaltungen für die Revision aus. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Ende 2012 legte das Eidgenössische Personalamt (EPA) den vierjährlich zu erstellenden
Evaluationsbericht zur Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung vor.
Der Bericht zeigt auf, dass der Anteil französischsprachiger Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den letzten vier Jahren leicht zugenommen hat und mit 21,2% dem
Sollwert von 22% immer näher kommt. Ebenfalls noch nicht beim Sollwert angelangt ist
der Anteil italienischsprachiger (6,7%; Soll: 7%) und rätoromanischsprachiger
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (0,3%; Soll 1%). In der Bundesverwaltung
übervertreten ist entsprechend die deutsche Sprache (71,8%; Soll: 70%). Obwohl mit
Artikel 9 des Sprachengesetzes Bundesangestellte das Anrecht auf die Muttersprache
als Arbeitssprache haben, zeigte die Befragung des Personals im Jahr 2011, dass
lediglich 73% in ihrer bevorzugten Amtssprache arbeiten. Das EPA wies zudem
verschiedene unternommene Massnahmen zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus,
wie etwa eine zentralisierte Sprachausbildung, Marketinganstrengungen, um den Bund
als Arbeitgeber auch in der französischen und italienischen Schweiz bekannt zu machen
oder die Erarbeitung von Massnahmenkatalogen durch die Bundeskanzlei und die
Departemente. Die Räte waren mit dem Erreichten noch nicht zufrieden und forderten
in einer Motion der staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-SR) eine
Zentralisierung der strategischen Steuerung für die Förderung der Mehrsprachigkeit
beim EFD. Weiter beauftragten sie den Bundesrat dafür zu sorgen, dass Führungskräfte
zwei Amtssprachen aktiv und eine dritte passiv beherrschen, wobei die Ausbildung vom
Arbeitgeber zu bezahlen sei. Für die Umsetzung dieser Massnahmen solle die Regierung
einen Mehrsprachigkeitsbeauftragten ernennen. Zwei noch nicht behandelte Postulate
Romano (cvp, TI) (12.4050) und Cassis (fdp, TI) (12.4265) verlangen zudem einen
vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. 16

MOTION
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN

Mit einem Postulat (20.3921) und einer Motion (20.3920) wollte sich die SPK-NR für die
Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung stark machen. Die Untervertretung der
sprachlichen Minderheiten würde immer wieder damit gerechtfertigt, dass es zu wenige
Bewerbungen aus dem französischen, italienischen und rätoromanischen Sprachraum
gebe. Dies könne aber nicht überprüft werden, da ein Monitoring fehle, zu dem der
Bundesrat nun mit der Motion verpflichtet werden soll. Der vom Postulat geforderte
Bericht soll zudem Möglichkeiten evaluieren, mit denen die Zahl an Bewerberinnen und
Bewerbern aus nicht-deutschsprachigen Regionen gesteigert werden könnte.
Vorgeschlagen wurden etwa Bewerbungsgespräche, bei denen eine Person mit der

MOTION
DATUM: 19.08.2020
MARC BÜHLMANN
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gleichen Muttersprache wie die kandidierende Person anwesend sei, die Förderung von
Home-Office für Personen aus Randregionen oder die Ausschreibung von Stellen auch
auf Rätoromanisch. 
In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat auf den Evaluationsbericht 2015–2019,
der ausweise, dass die Sollwerte für Mehrsprachigkeit erreicht worden seien. Da die
Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung aber ein strategisches
Legislaturziel sei, werde der Handlungsbedarf sowieso laufend evaluiert. Die verlangten
Kennzahlen und die Überprüfung der vorgeschlagenen Massnahmen könnten deshalb im
nächsten Evaluationsbericht ausgewiesen werden. Entsprechend beantragte die
Regierung die Annahme von Motion und Postulat. 17

Diskussionslos hiess der Nationalrat in seiner Sondersession im Oktober 2020 die
Motion (20.3920) und das Postulat (20.3921) seiner SPK-NR für eine bessere Einhaltung
der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung gut. Beide Vorstösse waren auch vom
Bundesrat zur Annahme empfohlen worden. 18

MOTION
DATUM: 30.10.2020
MARC BÜHLMANN

Ueli Maurer versuchte in der Frühjahrssession 2021 vergeblich, den Nationalrat davon
zu überzeugen, dass die Motion von Marco Romano (mitte, TI) nicht nötig sei. Es gebe
bereits ein jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung –
so das Ziel des Vorstosses – und ein weiterer Bericht würde die Sensibilität für die
Wichtigkeit der Mehrsprachigkeit in der Verwaltung nicht erhöhen, argumentierte der
Finanzminister. Marco Romano machte hingegen geltend, dass Mehrsprachigkeit für die
Schweiz zentral sei, aber das Deutsche nach wie vor stark überwiege. Die bestehenden
Berichte würden zudem nicht detailliert ausweisen, wie die Sprachenverteilung in den
verschiedenen Departementen, Verwaltungseinheiten und Lohnklassen aussehe. Mit
106 zu 78 Stimmen (7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an und reichte sie
an den Ständerat weiter. Für den Vorstoss stimmten die geschlossenen Fraktionen der
Mitte, der Grünen und der GLP sowie vor allem französisch-, italienisch- oder
romanischsprachige Minderheiten der SP, der SVP- und der FDP-Fraktionen. 19

MOTION
DATUM: 01.03.2021
MARC BÜHLMANN

Auch im Ständerat stiess die Motion der SPK-NR für ein Monitoring von Bewerbungen
auf Bundesverwaltungsstellen, um die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung zu
fördern, auf einstimmigen Anklang. Mit der Analyse von Bewerbungen soll geprüft
werden, ob es aus unterschiedlichen Sprachregionen eine unterschiedliche Zahl von
Bewerbungen gibt, was häufig als Begründung für die Untervertretung sprachlicher
Minderheiten ins Feld geführt wird. Genauere Zahlen würden die Planung von gezielten
Förderungsmassnahmen ermöglichen, etwa spezifischere Anwerbung in den
verschiedenen Sprachgemeinschaften, so die von Kommissionssprecher Stefan Engler
(mitte, GR) vorgebrachte und auch von der SPK-SR einstimmig unterstützte
Begründung. Weil auch der Bundesrat die Motion unterstützte und kein Antrag auf
Ablehnung vorlag, hätten die Zeichen eigentlich auf diskussionslose Annahme
gestanden. Allerdings ergriff Daniel Fässler (mitte, AI) das Wort und wies darauf hin,
dass bei der Umsetzung der Motion allenfalls Schwierigkeiten entstehen könnten, weil
zwischen Herkunfts- und Wohnsitzkanton unterschieden werden müsse. Es gehe dabei
nicht nur um eine Sprachregion, sondern auch um einen kulturellen Kontext, dem man
entstamme. Bundesrat Ueli Maurer versicherte, dass man versuchen werde, die
Herkunft umfassender zu eruieren, etwa auch mit den Angaben dazu, wo eine
Bewerberin oder ein Bewerber zur Schule gegangen sei. Eine «wissenschaftliche
Genauigkeit» gebe es jedoch nicht. Aber der Bundesrat werde versuchen, die Motion so
umzusetzen, dass «nicht nur die Sprachen, sondern auch die Kultur- oder
Herkunftskreise» erfasst würden und in der Verwaltung entsprechend abgebildet
werden könnten. In der Folge passierte der Vorstoss die Kammer dann ohne
Gegenstimmen. 20

MOTION
DATUM: 02.03.2021
MARC BÜHLMANN

Die vorberatende SPK-SR empfahl die Motion von Marco Romano (mitte, TI) für ein
detailliertes jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung
einstimmig zur Ablehnung. Diesem Antrag könne «bedenkenlos» gefolgt werden, so die
Kommission in ihrem Bericht, weil die verlangten Angaben laut Bundesrat bereits im
Reporting des Personalmanagements aufgeführt seien – so etwa im Bericht 2020. 
In der Ratsdebatte im Ständerat wiesen sowohl Andrea Caroni (fdp, AR) als auch
Finanzminister Ueli Maurer darauf hin, dass die Motion als erfüllt betrachtet werden

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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könne. Der Rat lehnte den Vorstoss entsprechend diskussionslos und einstimmig ab. 21

Parlamentsorganisation

Mit der Überweisung einer Motion der LP-Fraktion beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit einem Ausbau der Übersetzungsdienste zwecks einer effektiven
Gleichstellung der drei Amtssprachen bei den Arbeiten der parlamentarischen
Kommissionen. Dabei ging es den Motionären nicht um die Einführung einer
Simultanübersetzung bei den Verhandlungen, sondern um die rechtzeitige
Bereitstellung aller schriftlichen Unterlagen in den drei Amtssprachen. Der Ständerat
hiess dieses Anliegen ebenfalls gut, wandelte aber den Vorstoss aus formalen Gründen
in eine Empfehlung um. 22

MOTION
DATUM: 14.12.2000
HANS HIRTER

Nachdem die Bundesversammlung im Vorjahr ein neues Parlamentsgesetz beschlossen
hatte, passten die beiden Ratskammern im Berichtsjahr ihre zugehörigen
Ratsreglemente (03.417 / 03.418) sowie die Verordnung über die Parlamentsverwaltung
(03.423) an die neuen Bestimmungen an. Der Nationalrat entschied dabei mit
deutlichem Mehr und gegen die finanzpolitisch motivierten Argumente seiner
Kommission, dass in Zukunft sämtliche Voten simultan auch in die italienische Sprache
übersetzt werden sollen (und italienische Voten ins Deutsche und Französische). Von
beiden Kammern verabschiedet wurde auch eine Verordnung über die Delegation des
Parlaments in internationale parlamentarische Versammlungen und über die Pflege der
Beziehungen zu den Parlamenten anderer Staaten (03.410). 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2003
HANS HIRTER

In der Sommersession überwies der Ständerat ein Postulat Berset (sp, FR) mit dem der
sozialdemokratische Parlamentarier eine Übersetzung der Ständeratsdebatten im
Internet in drei Landessprachen anregte, wie dies bei Nationalratsdebatten bereits der
Fall ist. Es wurde darauf hingewiesen, dass das Internet für die Bevölkerung im In- und
Ausland eine wichtige Quelle für die Verfolgung politischer Geschäfte darstellt. 24

ANDERES
DATUM: 17.06.2010
MARC BÜHLMANN

Ende August präsentierte das Büro des Ständerates (Büro-SR) seinen Bericht in
Erfüllung zu einem 2010 überwiesenen Postulat des damaligen Ständerates Alain Berset,
der eine Übersetzung der Ständeratsdebatten im Internet in drei Landessprachen
angeregt hatte. Die Verhandlungen in den Räten werden im Internet übertragen und im
Falle der Nationalratsdebatten auf Deutsch, Französisch und Italienisch übersetzt. Dies
ist in der grossen Kammer einfacher möglich, da hier seit 1948 eine
Simultanübersetzung angeboten wird, was allerdings in der «chambre de réflexion»
nicht der Fall ist. Hier sprechen die Vertreterinnen und Vertreter nach wie vor in ihrer
Landessprache und bringen zumindest passive Kenntnisse der anderen Amtssprachen
mit – ein Umstand, der auch im Kommissionsbericht als besondere Kultur
hervorgehoben wurde, mit der ein Dialog über Sprachgrenzen hinweg gepflegt werde.
Das Büro kam unter Abwägung verschiedener Alternativen zum Schluss, dass die
Ungleichbehandlung in den Räten zwar störend sei, die technischen und personellen
Hindernisse und insbesondere die geschätzten Kosten von rund CHF 720'000 jedoch zu
hoch seien für eine Übersetzung in der kleinen Kammer. Mit dem Hinweis, dass man mit
einem Verzicht auch die Kultur des Respekts vor den anderen Sprachgruppen und das
Bemühen um gegenseitige Verständigung vorlebe, beantragte das Büro Kenntnisnahme
des Berichts und Abschreibung des Postulats. Diesem Antrag stimmte der Ständerat in
der Herbstsession schliesslich ohne Gegenstimme zu. 25

POSTULAT
DATUM: 16.09.2015
MARC BÜHLMANN
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